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Gemeinde Nümbrecht       
 
 
 

Satzung vom __.__.20__ 
 
 
 
nach § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 BauGB (Entwicklungssatzung) zur 3. Änderung 
bzw. Erweiterung der bestehenden Ortslagenabgrenzungssatzung für die Ortsla-
ge Mildsiefen 
 
Für die Ortslage Mildsiefen besteht eine rechtskräftige Satzung über den im Zu-
sammenhang bebauten Ortsteil gem. § 34 Abs. 4 BauGB. Aufgrund des § 34 Abs. 
4 Satz 1 Nr. 2 BauGB in der derzeit gültigen Fassung i.V.m. § 7 der Gemeinde-
ordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) in der derzeit gültigen Fas-
sung hat der Rat der Gemeinde Nümbrecht in seiner Sitzung am __.__.20__ fol-
gende Satzung beschlossen: 
 

 

§ 1 
 
 
Der Geltungsbereich der Satzung ist den Darstellungen in beiliegender Anlage 
(Kartenausschnitt 1: 2.000) zu entnehmen, wobei die Innenkante der Umran-
dung für die Festlegung maßgebend ist. Der beiliegende Kartenausschnitt, die 
beigefügte Begründung inklusive des Fachbeitrags Artenschutz, erstellt durch das 
Büro HKR Landschaftsarchitekten, Umwelt + Stadt + Land, Kaiserstraße 28, 
51545 Waldbröl, vom 22.09.2022 sind Bestandteil dieser Satzung. Die ergänzen-
de Satzung gilt nur für den gekennzeichneten Änderungsbereich. Die bestehende 
rechtskräftige Satzung bleibt unberührt.  
 
 

§ 2 
 
 
Im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes oder eines vorhabenbezogenen Be-
bauungsplanes gem. § 30 BauGB findet diese Satzung keine Anwendung. Mit 
dem Inkrafttreten eines solchen Planes tritt diese Satzung außer Kraft. 
 
 

§ 3 
 

 
Festsetzungen gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB (Flächen oder Maßnahmen zum 
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft): 
 
V 1 Zeitliche Beschränkung der Entfernung von Vegetation  
Vegetation, einschließlich Bodenvegetation und Gehölze, dürfen gem. § 39 Abs. 5 
BNatSchG nur in der Zeit von Anfang Oktober bis Ende Februar, also außerhalb 
der Brut- und Fortpflanzungszeit von Vögeln entfernt werden, so dass der Verlust 
von möglicherweise belegten Brut- oder Niststätten vermieden werden kann.  
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V 2 Beleuchtung  
Die Beleuchtung von Grundstücken und Zufahrten / Straßenbeleuchtung ist ge-
mäß der Prämisse „so wenig Licht wie möglich und so viel wie nötig“ auszurich-
ten und auf das notwendige Maß zu begrenzen. Die Beleuchtung ist so zu gestal-
ten, dass sich die Lichtbelastung außerhalb der bebauten Flächen nicht signifi-
kant erhöht. Dementsprechend soll das Licht nur dorthin strahlen, wo es drin-
gend benötigt wird, d.h. nach unten und auf die Flächen, die beleuchtet werden 
sollen.  
Dementsprechend soll nur gerichtetes Licht verwendet werden, z.B. LEDs oder 
abgeschirmte Leuchten, die das Licht nur dorthin strahlen, wo es dringend benö-
tigt wird, also nach unten bzw. in das Plangebiet hinein. Die Beleuchtung angren-
zender (Fledermaus-) Lebensräume ist zu verhindern. Es ist eine bedarfsgerechte 
Beleuchtung mit Bewegungsmeldern und / oder tageszeitlich begrenzter Beleuch-
tung mit möglichst bodennahen Lampen zu wählen. Die Beleuchtungsstärke soll-
te so niedrig wie möglich sein, also nicht über die EU-Standards erforderliche 
Mindestbeleuchtungsstärke hinaus gehen. Lampen mit Wellenlängen unter 540 
nm (Blau- und UV-Bereich) und mit einer korrelierten Farbtemperatur > 2.700 K 
sollen nicht eingesetzt werden.  
 
V 3 Ausflugkontrolle und Fällung von Bäumen mit für Fledermäuse ge-
eigneten Baumhöhlen  
Vor der Fällung von Bäumen mit geeigneten Höhlen, die zwischen Mitte Septem-
ber und Mitte November stattfinden muss, ist eine Ausflugskontrolle durchzufüh-
ren, um den Besatz durch Fledermäuse auszuschließen. Werden zum Zeitpunkt 
der Begutachtung Mitte September entsprechende Fledermausarten in den Ge-
hölzen vorgefunden, sind die Fällarbeiten sofort einzustellen und das weitere 
Vorgehen ist mit der Unteren Naturschutzbehörde des Oberbergischen Kreises 
abzustimmen. In dem Zeitraum zwischen Mitte September und Mitte November 
ist bei einer Fällung davon auszugehen, dass bei den Fledermäusen die Wochen-
stubenzeit abgeschlossen und die Winterquartiere noch nicht aufgesucht wurden. 
 

 
 

§ 4 
 
 

Diese Satzung tritt mit dem Tag der Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
 
Hinweise:  

 
 

Bodendenkmalpflege: 
Bei Bodenbewegungen auftretende archäologische Funde und Befunde sind der 
Gemeinde als Untere Denkmalbehörde oder dem LVR-Amt für Bodendenkmal-

pflege im Rheinland, Außenstelle Overath, Gut Eichthal, 51941 Overath, Tel. 
02206/9030-0; Fax: 02206/903022, unverzüglich zu melden. Bodendenkmal und 

Fundstelle sind zunächst unverändert zu erhalten. Die Weisung des LVR-Amtes 
für Bodendenkmalpflege für den Fortgang der Arbeiten ist abzuwarten.  


